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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

In der Sondersession vom Oktober 2020 bewahrte der Nationalrat das Covid-19-
Geschäftsmietegesetz zumindest vorläufig vor dem Ende: Mit 91 zu 89 Stimmen und
vier Enthaltungen beschloss er nach längerer Debatte, auf das Gesetz einzutreten. Die
geeint stimmenden bürgerlichen Fraktionen der SVP und der FDP.Liberalen, die noch
siegreich aus den Kommissionsberatungen hervorgegangen waren, unterlagen gegen die
ebenso geschlossen auftretende Ratslinke, die sich dank grossmehrheitlicher
Unterstützung der GLP-Fraktion und der Unterstützung einer Mehrheit der Mitte-
Fraktion durchsetzen konnte. Letztere äusserte sich mit 17 zu 9 Stimmen zugunsten des
Geschäftsmietegesetzes. Während zwei Enthaltungen auf die Mitte-Fraktion entfielen,
enthielten sich auch je ein Mitglied der FDP.Liberalen- und der SVP-Fraktion der
Stimme. Wie bereits während den Beratungen der zugrundeliegenden Motion hatten
während der aktuellen Debatte erneut Fragen zur Notwendigkeit eines entsprechenden
Eingriffs in privatrechtliche Verhältnisse dominiert, wobei sich beide Seiten auf den
kurz zuvor erschienenen Monitoringbericht zu den Geschäftsmieten beriefen. Während
die Kommissionsmehrheit betonte, dass gemäss Studie um die 60 Prozent der
Vermietenden und Mietenden bereits eine Einigung hätten erzielen können, hoben die
Unterstützenden der Vorlage hervor, dass sich diese Zahl lediglich auf diejenigen Fälle
beziehe, in denen die Mietenden oder Vermietenden aktiv nach einer Lösung gesucht
hätten, und dass bei Betrachtung aller Mietverhältnisse in 65 Prozent aller Fälle keine
Lösung erzielt worden sei. Ebenfalls umstritten war nach wie vor die Frage, ob die
Vorlage verfassungswidrig sei. Während sich die Gegnerschaft dabei auf ein vom HEV
Zürich in Auftrag gegebenes Gutachten von alt Bundesrichter und Neumitglied des
HEV-Vorstands Kanton Zürich, Peter Karlen, stützte und diese Frage bejahte, verwiesen
die Befürwortenden auf eine wenige Tage vor der parlamentarischen Beratung durch
Gastrosuisse und den Verband der Geschäftsmieter und -mieterinnen publizierte
gutachterliche Stellungnahme des Staats- und Verwaltungsrechtsprofessors Felix
Uhlmann, der im Rahmen einer Kurzeinschätzung keine Verfassungswidrigkeit
nachweisen konnte. 
Mit dem hauchdünnen positiven Votum des Nationalrats ging das Geschäft zur
Detailberatung zurück an die RK-NR, die ihrem Rat ihre Anträge in der Wintersession
vorlegen muss. Aufgrund der gegebenen Dringlichkeit soll auch der Ständerat bereits in
der Wintersession die Möglichkeit erhalten, sich zum Geschäft zu äussern. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.10.2020
MARLÈNE GERBER

Nur wenige Tage nachdem der Nationalrat das Covid-19-Geschäftsmietegesetz in der
Gesamtabstimmung abgelehnt hatte, gelangte es in den Ständerat, der zuerst über
Eintreten zu befinden hatte. Der kleinen Kammer lag ein Antrag einer bürgerlichen
Kommissionsmehrheit vor, die auf Nichteintreten plädierte. Sie begründete diesen
Antrag damit, dass die vorgesehenen Massnahmen nun zu spät erfolgen würden. Zudem
sei vorgesehen, im Covid-19-Gesetz eine Härtefallregelung für Gastronomiebetriebe
und andere KMU zu schaffen. Mit 30 bürgerlichen Stimmen zu 14 Stimmen aus der
Ratslinken folgte der Ständerat der Kommissionsmehrheit und beschloss, nicht auf den
Gesetzesentwurf einzutreten. So kam es, wie es die Vorzeichen hatten erahnen lassen:
In der Wintersession 2020 scheiterte das geplante Covid-19-Geschäftsmietegesetz im
Parlament. 
Daniel Fässler (cvp, AI), CVP-Ständerat und Präsident des Verbands Immobilien Schweiz,
sagte gegenüber den Medien, dass man sich nun erhoffe, die Kantone würden vermehrt
Lösungen erarbeiten. Bis zum Zeitpunkt der parlamentarischen Beratung existierten in
den Kantonen Genf, Waadt, Freiburg, Neuenburg, Basel-Stadt, Basel-Landschaft und
Solothurn bereits kantonale Lösungen. Als Präsident von Gastrosuisse zeigte sich
Casimir Platzer unzufrieden über die Ablehnung der Vorlage und äusserte sein
Unverständnis darüber, dass das Parlament eine Vorlage beerdigte, die es ein halbes
Jahr zuvor selber beim Bundesrat in Auftrag gegeben hatte. Platzer rechnete nun mit
einer Prozessflut, wobei er davon ausging, dass bis anhin mindestens 40 Prozent der
Gastronomiebetriebe keine einvernehmliche Lösung hatten erzielen können. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.12.2020
MARLÈNE GERBER

1) AB NR, 2020, S. 1982 ff.; NZZ, 28.10.20; TA, 29.10.20; AZ, CdT, NZZ, 30.10.20
2) AB SR, 2020, S. 1137 ff.; Bund, NZZ, 3.12.20
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